
Bundessozialgeric_hl

A.Z.—=i..ä-3il£äl.illéä'
Im Namen des Volkes

In den1Rechis■re■

Bergbau— Berufsgenossenschaft, vertreten durch den
Zugestellt Hauptgeschäftsführer ihrer Hauptverwaltung, Bochum,

an Revisidnskläger Hunscheidtstraße 18,
.uoRevis °ions'bckl'agten

am 16' Juni 1966 ‘ ‚’
_

' Beklagte und ReviSionsklägerin,
an beigcradencn ' '
am 18° Juni 1966;

„ .Prozeßb evollmacht1gt er: “
_, «_

Reg0'bersekretär '
_

_,

als Urkundsbeamter »der
. ° ' gegen

Geschäftsstelle

Ruhrknappschaft, Bochum, Pieperstraße 14—28, ver—
treten durch die Arbeitsgemeinschaft der Knappschaf—
ten der Bundesrepublik Deutschland, Bochum9 Wilhelm—
Stumpf—Straße 70,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

beigeladen: _» _ _

hat der 5D Senat des Bundessozialgerichts o h n e

mündliche Verhandlung am 130 Mai 1966 durch '

Senatspräsident „ -
.

>
— 0I‘Sl zen er —

‚ _

’ Bundesrichter' ' _ ‘
Bundesrichter

‚_
—‚

„Bundessozialrichter _
_ _

i . und
Bundessozialrichter _ [ — ::

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des }

Sozialgerichts Duisburg vom 4‚ April 1963 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—'

scheidung an das Landessozialgericht Nordrhein—

Westfalen zurückverwiesen°
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Die beklagte Berufsgenossenschaft gewährte dem bei der

Klägerin knappschaftlich Versicherten - (B.,) mit

Bescheid vom 21° August 1958 wegen eines Innenmeniskus—

schadens rechts eine vorläufige Rente aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung nach einer Minderung der Er—

'werbsfähigkeit (MdB) um 20 V„H„; als "Zeitpunkt des Ver—
sicherungsfalls" nach 5 3 Abs° 2 der }, Berufskrankheitcn—

Iiiiig■■png (BKVO) wurde der 25° Februar 1958 festgestellt°

Die Rente wurde zu Ende Mai 1959 wieder entzogeno-Vom_

27° September bis zum 21° November 1960 wai‘B° wegen
eines Außenmeniskusschadens rechts arbeitsunfähig krank

und erhielt Leistungen aus der Krankenversicherung der

Klägerin, Die Aufforderung der Klägerin, auch den Er—

krankungsbeginn wegen dieser Schädigung auf den 25° Fe-

bruar 1958 festzusetzen, lehnte die Beklagte unter Hin—

weis darauf ab, daß es sich um verschiedene Meniskusschä—

digungen handele° Mit Bescheid vom 24° Februar 1961 gewährte

sie dem Versicherten wegen_Außenmeniskusschadens rechts

Rente nach einer MdB von 20 V,H° vom 22° November 1960 an;
als Zeitpunkt des Versicherungsfalls wurde der 270 Sep—

tember 1960 festgestellt, Gegen diesen Bescheid hat die

Knappschaft Klage‘erhoben° Das Sozialgericht (SG) hat B,
beigeladeno Der Beigeladene hat sich in dem Verfahren

vor dem SG weder schriftlich geäußert, noch ist er zum
Termin erschienen° Entsprechend dem Antrag der Klägerin

hat das SG erkannt:
_. .f- ';„_- ' ‚‘; I.$gf'ä1 „ 'fof

Der Bescheid vom 24° Februar 1961 wird abgeändert.
’ Als Erkrankungsbeginn gilt auch für den rechts—

seitigen Außenmeniskusschaden bei dem Versicherten
der 250 Februar 19580 Die Beklagte wird

verurteilt, unter Berücksichtigung dieses Erkran—
kungsbeginns die Leistungen aus der gesetzlichen

-Unfallversicherung nach Maßgabe der gesetzlichen
Bestimmungen zu gewähren°

‚ ‘ _} 't" -
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Das SG hält die Festsetzung des Erkrankungsbeginns auf

den 27 September 1960 im Bescheid der Beklagten für

rechtswidrig, Auch der Außenméniskusschaden rechts sei

im Zusammenhää@üäit der beim Versicherten bereits früher

anerkannten Meniskuserkrankung zu betrachten, die als

Systemerkrankung der Menisken seit ihrem ersten ent— ’

schädigungspflichtigen Auftreten vorliege° Daher müsse

als Erkrankungsbeginn auch für die später auftretenden

Erkrankungen der verschiedenen Menisken der 25, Februar

1958 gelten, Wie der ärztliche Sachverständige “

in seinem Gutachten überzeugend dargelegt habe, werde

durch außergewöhnliche Belastungen nicht nur ein ein—

zelner Meniskus geschädigt, sondern das ganze System

der Moniokon in Mitleidenschaft gezogen° Das Auftreten
der Störungen an den einzelnen Menisken sei daher nicht

Ursache, sondern Folgeerschéinung der Erkrankung° Auch

die BKVO spreche von "Meniskusschäden" als Berufskrank—

keit;_daraus sei ersichtlich, daß die Gesamterkrankung

der Menisken, nicht aber die einzeln auftretenden Folgen

dieser Erkrankung gemeint seien, Die Berufung wurde zuge—
lassen„

Mit der Sprungrevision rügt die Beklagte Verletzung des

materiellen Rechts, insbesondere des 5 3 Abs, 2 Satz 1

der 5„BKVO sowie des @ 182 der Reichsversicherungsord—

nung (RVG)° Da B° vor Beginn der neuen Arbeitsunfähig—

keit nicht erwerbsunfähig im Sinne der Unfallversiche—

rüng gewesen sei, komme es entscheidend auf den Beginn

der Krankheit im Sinne der Krankenversicherung an"
Der Versicherte sei aber am Tage vor dem 27 Septem—

ber 1960 weder arbeitsunfähig noch behandlungsbedurft1g,

rechtlich unerheblich, ob aus medizinischer Sicht die

einmal entstandene Gewebsabnutzung nur eine einzige

fortdauernde Meniskopathie begründe°
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Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,

die hevision zurückzuweisen°

_Sie hält das angefochtene Urteil für richtig„ Der

Berufskrankheit nach Nr„ 26 der Anlage zur 50 BKVO

liege die medizinische Erkenntnis zugrunde, daß die

Kniegelenksmenisken bei Untertagearbeiten infolge beson—

ders starker Beanspruchung stärker als sonst geweblich

verbraucht werden könnten° Es sei ferner medizinische

Erfahrungstatsache, daß dieser Gewebsverschleiß erst

durch eine Funktionsstörung an
einem der vier Menisken

infolge eines Gelegenheitsanlasses offenbar werde,

obgleich er naturgemäß an allen vier Menisken; also am

Meniskensystem, vorhanden sei() Es sei daher zwischen

der Grundkrankheit — Meniskopathie — und den einzelnen

Funktionsstörungen als Folgeerscheinungén der Grund—

krankheit zu unterscheiden° Da der für die Anerkennung

als Berufskrankheit geforderte Kausalzusammenhang

zwischen Berufsarbeit und Schaden ausschließlich von
der Tatsache einer zusätzlichen Gewebsabnutzung getragen

werde; könne diese Berufskrankheit nur einmal als solche

anerkannt und auch nur ein einziger Zeitpunkt des Verf

sicheruhgsfalls bestimmt werdeno Im vorliegenden Fall

müsse daher der für die Grundkrankheit auf den 25° Fe—

bruar 1958 festgesetzte Unfallzeitpunkt auch für die

spätere Folgeerscheinung gelten°

Der Beigeladene ist in der Revisionsinstanz nicht ver-

treten°

Alle Beteiligten habensich mit einer Entscheidungohne
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt° ‘

_‘5'_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

Klägerin und Beklagte sind übereinstimmend der Ansicht,

daß die Sprungrevision nicht etwa deshalb unzulässig sei,

weil die Einwilligungserklärung des Beigeladenen nicht

bis zum Ablauf der Revisionsfrist beigebracht worden ist°

Der Beigeladene sei nicht als "Rechtsmittelgegner" der

Revisionsklägerin im Sinne des 5 161 Abs° 1 des Sozial—

geriChtsgesetzes (SGG) anzusehen°

Die sprungrevision ist—zumindest unter dem Gesichts—

punkt des Vertrauensschutzes (vgl° BSG 2, 135/139)e

zulässig (5 161 Abs° 1 SGG), da das SG die Berufung

ausdrücklich gemäß 5 150 Nr, 1 SGG wegen grundsätz-_

licher Bedeutung der Streitsache zugelassen hat° Die

Beklagte (Revisionsklägerin) hat der Revisionsschrift

die beglaubigte Abschrift des Protokolls der mündlichen

Verhandlung vor dem SG beigefügt, in der die Klägerin;

und die Beklagte vor Verkündung des Urteils überein—

stimmend erklärt haben, sie seien mit der Einlegung

der Sprungrevision einverstanden (vgl° BSG 12, 230)°

Da nach 5 161 Abs" 1 SGG die Einwilligung des "Rechts—
mittelgegners“ erforderlich ist, könnten Bedenken gegen

die Zulässigkeit der Sprungrevision bestehen, weil

nicht auch die Einwilligungserklärung des Beigeladenen,

der im Termin vor dem SG nicht vertreten war, inner—
halb der Revisionsfrist beigebracht worden ist° Das

Erfordernis der Einwilligung des Rechtsmittelgegnersf

ist darin begründet, daß durch die Einlegung der' '

Sprungrevision den Beteiligten eine zweite Tatsachen—

instanz genommen wird; diese Einschränkung der Angriffs--

und Verteidigungsmöglichkeiten soll nicht einseitig

durch eine Partei bewirkt werden können, Die Frage, ob 1

und unter welchen Voraussetzungen außer der Einwilli— “

gung der eigentlichen Gegenpartei auch die eines Beige— ;

ladenen erforderlich ist, wird in der Rechtsprechung _„
nicht einheitlich beurteilt° Das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) hält nach der entsprechenden Vorschrift des

_ 6 ,
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@ 134 der Verwaltungsgerichtsordnung die Zustimmung

des Beigeladenen bei Einlegung der Sprungrevision

grundsätzlich nicht für erforderlich, weil erst seine

Stellungnahme im Revisionsverfahren darüber entscheiden

könne, ob er "Rechtsmittelgegner" sei (BVerwGE 16, 273),
Demgegenüber hat der 3, Senat des Bundessozialgerichts

(BSG) in seinem Urteil vom 300 November 1965 (SOZR SGG
@ 161 Nr° 20) einen Beigeladenen dann als Rechtsmittel—

'gegner‚ dessen Einwilligung zur Sprungrevision erforder—

lich ist, angesehen, wenn er sich in der ersten Instanz

mit seinem Antrag gegen den Antrag des späteren Revisions—

klägers gewandt hat, Dagegen wird in dieser Entscheidung

die Einwilligung eines anderen Beigeladenen, der — wie

im vorliegenden Fall — in erster Instanz keinen Antrag

gestellt hatte, nicht für erforderlich gehalten, Der

erkennende Senat sieht auch im vorliegenden Falle die

Einwilligung des Beigeladenen nicht als erforderlich an,

weil jedenfalls keine Umstände vorliegen, die den Beige—

ladenen eindeutig als "Rechtsmittelgegner" oder auch

nur als "Gegner.des Rechtsmittelklägers" erkennen ließeno

Der 12, Senat des BSG hat zwar in einem Beschluß vom

8° Juli 1965 (SozR see 5 161 Nr, 19) die Einwilligung
des beigeladenen Versicherten zur Sprungrevision des

Rentenversicherungsträgers für erforderlich gehalten,

gegen den der Sozialhilfeträger den Rentenanspruch des

Versicherten gemäß @ 1538 RVG erfolgreich klageweise
geltend gemacht hatte, Anders als im vorliegenden Fall

hatte sich dort der Beigeladene in erster Instanz dem
,

Antrag des Sozialhilfeträgers angeschlossen, sich also

mit seinem Antrag gegen den späteren Revisionskläger

gewandt‚ Die Begründung des Beschlusses sWellt es aller—

dings darauf ab, daß das angefochtene Urteil zugunsten

des Beigeladenén ergangen sei, da es ihm die begehrte
Rente zuspreche° Der 12° Senat konnte in 3enem Fall

die Parteinahme des Beigeladénen nicht nur aus seiner
Antragstellung, die übrigens in der Begründung des

_7_
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Beschlusses nicht besonders erwähnt wird, sondern,

auch aus der eindeutigen materiellen Interessenlage

erkennen° Das ist in dem vorliegenden Fall jedoch

nicht möglich„ Es geht hier nicht um die Gewährung
%

oder Ablehnung einer von dem Beigeladenen erstrebten Wi

Rente, sondern allein um die Feststellung des Unfall—

zeitpunktes, der zunächst jedenfalls nur für die in— '.

terne Kostentragungspflicht unter den beiden Versiche——

rungsträgern Bedeutung hate Eine anderweitige Fest— „
'

setzung dieses Zeitpunktes könnte sich für den Ver—.'

sicherten — zoB‚ für die Höhe des Jahresarbeitsver—

dienstes — je nach den besonderen Umständen günstig
_

oder ungünstig auswirken oder auch bedeutungslos seino‚

Es ist 8130 in einem Falle wie dem vorliegenden

— zumal wenn der beigeladene Versicherte selbst
keinen Antrag gestellt hat — nicht eindeutig zu er—

kennen, ob das von einem der beiden Versichérungsträger

erstrittene Urteil "zu seinen Gunsten" ergangen ist und

ob er etwa aus diesem Grunde als Gegner des Rechts-

mittclklägers anzusehen wäre„ Ein fristgebundenes
prozesSuales Formerfordernis kann aber nicht von
Umständen abhängig sein, die von den Prozeßbeteiligten

nicht klar und eindeutig zu erkennen sind° Der Ein—

willigung des Beigeladenen bedurfte es daher hier

jedenfalls nicht° ‘ ’ 1

Die Revision ist auch begründet° Die Feststellung des

SG, es handele sich bei den unter bestimmten beruf—

lichen Voraussetzungen als Bérufskrankheit.anerkannten

"Meniskusschäden" (Nr° 26 der Anlage zur 5° BKVO,

*Nr„ 42 der Anlage zur 6° BKVO) — medizinisch gesehen —"

‚um ein einheitliches Krankheitsbild, eine "System—

*erkrankung" aller Menisken, rechtfertigt allein noch

nicht die von der Klägerin erstrebte Vorverlegung des

Unfallzeitpunktes im Sinne von Q 3 Abs° 2 Satz 1 der:

3„ sxvo„. ' '
-_g _
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Nach dieser Vor%chrift (entsprechend jetzt: 5 551 Abso 3
Satz 2 EVO HF) gilt als Zeitpunkt des Unfalls der Beginn
der Krankheit im Sinne der Krankenversicherung oder,

wenn dies für den Versicherten günstiger ist, der Beginn
der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfallversicherung°

Eine "Krankheit im Sinne der Krankenversicherung" liegt
aber nur dann Vor, wenn eine Krankheit im medizinischen

Sinne, doh„ ein regelwidriger Körper— oder Geisteszustand,
entweder eine Heilbebandlung erfordert oder Arbeitsun—

_fähigkeit zur Felge hat (so BSG 13, 134, 136 im Anschluß

an die ReChtsPl‘echung des früheren Reichsversicherungs—
amts —RVA—)„In dieser Hinsicht ist es ohne rechtliche
Bedeutung, daß « medizinisch gesehen — die beiden Erkran—
kungsfälle des Beigeladenen auf einer einheitlichen
"Grundkrankheitj beruhen oder — anders ausgedrückt —
313 b1039 Felgeerscheinungen einer einheitlichen "System—
erkrankung" anzesehen sindo Im Sinne der Krenkenver—
sicherung handelt es sich um verschiedene selbständige
VGTSiCherun83fälle, wenn —wovon die Beklagte hier aus—
geht — zwischen ihnen ein erheblicher Zeitraum liegt,
in dem der krankhafte Zustand weder eine Heilbehandlung
erfordérte noch Arbeitsunfähigkeit bewirkte„ In diesem
Fall beginnt mit dem Eintritt erneuterBehandlungsbe—
dürftigkeit oder Arbeitsunfähigkeit ein neuer Krankheits—

fall im Sinne der Krankenversicherungo Kraft ausdrück—
licher gesetZliQher Bestimmung "gilt" dann aber, wenn_
es sich um eine Berufskrankheit handelt, dieser Zeit—
punkt auch als Zeitpunkt des Arbeitsunfalls° ds handelt

Sieh hierbei um eine rein versicherungsrechtliche Rege—
lung, die bei bQstimmtenhrten

von Berufskrankheiten
aus rie*CurWiSSen%chaftlich—medizinischer Sicht unlogisch

erscheinen mag, deren Anwendung aber auch auf diese
Fälle nicht dem Sinn und Zweck der Unfallversicherung
widersprichto Demgemäß hat bereits das EVA auf dem

Gebiet der Umfallversicherung mehrfach entschieden?

_9_
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daß bei chronischen Krankheiten verschiedene Krank—

heitsfälle nacheinander vorliegen können, obwohl es

sich im medizinischen Sinne um dieselbe Krankheit
handelt, und daß eine neue Krankheit beginnt, wenn

zwischen der Beendigung der Krankheit — d„h° nach
Fortfall der Behandlungsbedürftigkeit und der krank—
héitsbedingten Arbeitsunfähigkeit — und der neuen

Erkrankung ein zeitlicher ZwiSchenraum liegt, in.
‚

dem weder eine Heilbehandlung notwendig war
nochE—Y"

Ärbeitsunfähigkeit vorlag (EuMBd° 20, 314; 21, 265;
23, 175; so auch Mitgla—RVO 2° Aufl„ Bd. III 8° 90,

Brackmann, Hdb„ der Sozialversicherung, Bd° II, 490 m)°

Der Gesetzgeber hat auch durch das Unfallversiche-

rungs—Neuregelungsgesetz vom 30° April 1963 die bis—

herige Regelung praktisch unverändert in den neuen“

5 551 RVG übernommen, ohne für Berufskrankheiten

dieser Art eine Sonderregelung zu treffen°

Für die hier streitige Frage, welcher Zeitpunkt als

Unfallzeitpunkt zu gelten hat, kommt es also darauf

an, ob vom 25° Februar 1958 bis zum 27° September 1960

fortlaufend Arbeitsunfähigkeit oder Eehandlungsbedürf—

tigkeit wegen eines Meniskusschadens bestanden oder

ob vor dem zweiten Zeitpunkt ein Zeitraum gelegen hat,

in_dem keines der beiden Kriterien der Krankheit im
Sinne der Krankenversicherung vorlag° Die Beklagte

geht zwar in der Revisionsbegründung von dem letzt—

genannten Tatbestand aus, jedoch enthält das angefoch-

tene Urteil
— entsprechend der anderen Rechtsauffassung

des SG — hierzu keine tatsächlichen Feststellungen°

Dasgleiche gilt für die zweite Alternative des 5 3
Abs" 2 Satz 1 BKVO°Hiernach gilt als Unfallzeitpunkt,
wenn dies für den Versicherten günstiger ist, der Beginn

der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfallversicherung,

d„ha der Beginn einer meßbaren MdB. Eine Vorverlegung

des Unfallzeitpunktes vor den 27° September 1960 würde

hiernach voraussetzen, daß schon vor diesem Zeitpunkt
eine meßbare MdB wegen eines Meniskusschadehs vorgelegen
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und fortbestanden hätte° Eine Vorverlegung auf den Beginn der

durch die Erscheinungen am rechten Innenmeniskus bedingten

MdB wäre daher nur möglich, wenn diese bis zum Eintritt der

erwerbsmindernden Folgen der Erscheinungen am rechten Außen—

meniskus fortbestanden, insgesamt also fortlaufend eine meß—
bare MdB wegen Meniskusschäden vorgelegen hätte° Auch dazu

hat der Vorderrichter keine tatsächlichen Feststellungen ge—

troffen„ Zu beachten ist hierbei; daß die Anwendung der zwei—

ten Alternative für die Festsetzung des Unfallzeitpunktes
überhaupt

nur in Frage kommt; wenn sie für den Versicherten

— nicht etwa für die Klägerin als Träger der Krankenversiche—

rung —,unter Abwägung aller in Betracht kommenden Umstände,

günstiger ist„ '

Da der Senat wegen fehlender tatsächlicher Feststellungen

nicht in der Sache selbst entscheiden konnte, hat er das
angefochtene Urteil aufgehoben und den Rechtsstreit in die

Tatsacheninstanz — und zwar gemäß 5 170 Abs° 5 SGG an das
für die Berufung zuständige Landessoziälgericht — zurück—

vcrwiesen„ Dieses Gericht_hat auch über die Kosten zu be—

finden° Der Senat konnte im Einverständnis aller Beteiligten

ohne mündliche Verhandlung entscheiden (@5 124 Abs° 2;

153 Abs° 1; 165 SGG)°
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